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Münchenwiler / Die Vereinigung 
«Junior Chamber International 
Sense-See» lud zu einer Begegnung 
mit dem Preisüberwacher Stefan 
Meierhans ein.

Stefan Meierhans führte aus, dass 
sein Team aus zwanzig Mitarbeitenden 
besteht, die Preisüberwachungsstelle 
ein Budget von 3 Millionen Franken 
ausweist und pro Jahr für rund 300 
Millionen Franken Preissenkungen 
erreicht werden. Hauptaufgaben sind 
die Beobachtung der Preisentwick-
lung, die Verhinderung und Beseiti-
gung der missbräuchlichen Erhöhung 
und Beibehaltung von Preisen sowie 
die Öffentlichkeitsarbeit. Durch die 
Intervention des Preisüberwachers 
wurden einer Bewohnerin eines Pfle-
geheims, aufgrund ihrer Beschwerde, 
die Kosten um 18 000 Franken redu-
ziert. 

Starke Zunahme der Beschwerden

Auf dem Pult des Preisüberwachers 
Stefan Meierhans landeten im letz-
ten Jahr 2639 Bürgerbeschwerden. 
«Vor rund zehn Jahren waren es etwa 
800», so der «Monsieur Prix». In die-
sem Jahr sind es per Ende Mai bereits 
etwa 1500 Beschwerden. Er rechnet 
auch in diesem Jahr mit einer deut-
lichen Erhöhung. Stefan Meierhans 
bewährte sich bereits als widerspens-
tiger und erfolgreicher Preisüberwa-
cher, als man ihn zu einer engeren 
Zusammenarbeit mit den SBB zwin-
gen wollte. Sorgen macht er sich um 
die steigenden Gesundheitskosten, 
beispielsweise bei der Grundversiche-

rung. «Bereits jeder dritte Versicherte 
in der Grundversicherung ist subven-
tioniert», so Meierhans. Im Gesund-
heits- und Sozialbereich wird ein Um-
satz von rund 65 Milliarden Franken 
ausgewiesen. Er versteht ebenfalls, 
dass die Kritik – insbesondere beim 
Mittelstand, da kein Anrecht auf Ver-
billigung besteht – harscher wird. Was 
die Vertriebsmarge, rund 12 Prozent 
pro abgegebenes Medikament, an-
geht, sieht er ein Sparpotenzial von 
rund 300 Millionen Franken. Betref-
fend die Frankenstärke sind gegen-

wärtig siebzehn Verfahren in Bearbei-
tung. Gemäss einer Studie steht fest, 
dass der Detailhandel in der Schweiz 
mit über einer Milliarde Franken den 
Kursgewinn am deutlichsten weiter-
gegeben hat. Zu den Benzinpreisen, 
die von der Öffentlichkeit als zu hoch 
kritisiert werden, erklärte Stefan Mei-
erhans, dass in diesem Sektor Abspra-
chen verboten sind, «abluege» jedoch 
möglich ist. Im Weiteren erklärte Ste-
fan Meierhans, dass er zwar Mitglied 
der Wettbewerbskommission sei, je-
doch nicht aktiv eingreifend. tb

Aktives Jahr
Gurmels / Die CVP der Region 
Gurmels kann auf ein aktives und 
erfolgreiches Vereinsjahr zurückbli-
cken. Das konnten die beiden Co-
Präsidenten Yvonne Stempfel und 
Odilo Bürgy anlässlich der Gene-
ralversammlung berichten. 

Die statutarischen Geschäfte konn-
ten ohne Überraschungen abgewi-
ckelt werden. Nebst den jährlichen 
geselligen Veranstaltungen wie dem 
Kilbi-Märit-Stand oder dem Jass-
Nachmittag waren letztes Jahr das 
Familienfest der CVP See, welches 
in Gurmels stattfand, und die kan-
tonalen und nationalen Wahlen ein 
Höhepunkt. Am Familienfest wurden 
alle Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Grossratswahlen im Herbst 
vorgestellt. Diese waren dann für 
die CVP Region Gurmels auch ein 
grosser Erfolg mit zwei Gewählten, 
Yvonne Stempfel (bisher) und dem 
Gurmelser Gemeindepräsident Dani-
el Riedo (neu). Anlässlich der Gene-
ralversammlung haben sich auch alle 
fünf CVP-Gemeinderäte gemeldet 
und aus ihren verschiedenen Ressorts 
berichtet. Für die zurücktretende Co-
Präsidentin Yvonne Stempfel wurde 
neu der Gemeinderat Pascal Aeby in 
den Vorstand gewählt. Odilo Bürgy 
bleibt weiterhin Präsident. A. Roschi

Preisüberwacher Stefan Meierhans

Im Spannungsfeld arbeiten

2000 km zu 
Fuss auf dem 
Jakobsweg
Gurmels / Unter diesem Titel lud die 
katholische Pfarrei Gurmels zum 
Vortrag von Franziska Schmidhofer 
in die Pfarrschür ein. Über 60 Leute 
kamen, betrachteten Reiseutensilien 
und lauschten einem lebendigen und 
humorvollem Reisebericht.

Im letzten Herbst wanderte Fran-
ziska Schmidhofer von Genf nach 
Santiago de Compostela, zum Teil be-
gleitet durch ihre Schwestern. Beim 
Vortrag mit zahlreichen Dias nahm sie 
die Besucher mit auf diese Reise und 
ihren zahlreichen Erlebnissen. Sie er-
zählte, wie sie oft über steinige Wege 
lief, sehr viele Kühe sah, eindrückliche 
Kathedralen bestaunte und Pilger aus 
aller Welt traf. In manchen Herber-
gen erlebte sie Wanzenplagen, in an-
deren wurde sie mit Blumen auf dem 
Kopfkissen willkommen geheissen. 
Sie «rettete» eine im Kirchturm ein-
gesperrte Taube und einen nächtlich 
ausgesperrten Pilger. Und vieles mehr. 
Wer mochte, konnte den Abend bei 
Gebäck und Kaffee ausklingen lassen 
und gemeinsam auf einen spannenden 
Vortrag zurückblicken. M. Bergers

Murten / FDP-Grossrat Markus Ith 
verlor nach dem Abschluss der 
Staatsratswahlen, für die er kandi-
diert hatte, seine Arbeitsstelle. Er 
wurde nicht gewählt, und sein Ar-
beitgeber, die Firma Alexandre AG, 
Villars-sur-Glâne, wollte danach, 
bezüglich seines zukünftigen politi-
schen Engagements nicht mehr in 
Ungewissheit verbleiben.

Markus Ith überlegte es sich gut, 
ob er mit seinen Erfahrungen an die 
Öffentlichkeit treten wollte (Red.: 
«La Liberté» 30.5.2012). «Ich kam 
jedoch nach reiflicher Überlegung 
zum Schluss, dass das Thema ‹politi-
sches Engagement und Wirtschaft› 
diskutiert werden muss», betont er. 
«Ich erhielt auch zahlreiche positi-
ve Reaktionen.» Obwohl er sich im 
Vorfeld seiner Kandidatur mit sei-
nem Arbeitgeber abgesprochen hatte 
und das Vorgehen in grossen Zügen 
gegenseitig festgelegt wurde, musste 
Markus Ith schliesslich zur Kennt-

nis nehmen, dass es Sachzwänge in 
der Wirtschaft gibt, denen auch mit 
Absprachen nicht beizukommen ist. 
Bezüglich seines zu erfüllenden Ar-
beitspensums habe es keine Probleme 
gegeben, eng sei es im innerbetriebli-
chen Ablauf geworden. «Ich verstehe 
einerseits die Reaktion von Alexand-
re Marangoni, doch gehörte das poli-
tische Engagement immer zu meinem 
Alltag und ich setzte mich auch immer 
für die Wirtschaft ein.» Die Ungewiss-
heit ist jedoch gegenseitig, meinte er. 
Es sei ja auch fast unmöglich – sowohl 
aus der Sicht eines Arbeitgebers wie 
aus derjenigen des Betroffenen – alles 
unter einen Hut zu bringen. Am 13. 
November 2011 hat die Staatsrats-
wahl stattgefunden, je nach Situation 
hätte mit einem zweiten Wahlgang 
gerechnet werden müssen, und am 23. 
Dezember 2011 wäre der Amtsantritt 
gewesen. «Solche Situationen sind 
praktisch nicht planbar», so Markus 
Ith. Er stellt sich deshalb die Frage, 
wie hier die Wirtschaft darauf reagie-

ren könnte. Mit «Wirtschaft» meint er 
insbesondere den Produktions- und 
Dienstleistungsbereich. Jedoch be-
steht gerade dieser Bereich zu rund 
95 Prozent aus Kleinen und Mittleren 
Unternehmen (KMU). Für Markus 
Ith ist es klar, dass KMU in der Politik 
tätige Personen nicht freistellen kön-
nen. Politikerinnen und Politiker, die 
in Gewerkschaften und Verbänden 
arbeiten, würden hingegen für ihre 
politische Tätigkeit freigestellt.

Reduzierte Arbeitsverhältnisse

Markus Ith macht sich um die poli-
tische Landschaft in der Schweiz auch 
Sorgen und ist überzeugt, dass es auch 
für Führungsleute mit einem politi-
schen Engagement in den Bereichen 
Produktion und Dienstleistung Alter-
nativen gäbe. «Beispielsweise sollte es 
möglich sein, dass Führungsleute zu 80 
Prozent angestellt sind und die restli-
chen 20 Prozent frei für das politische 
Engagement zur Verfügung haben so-
wie für selbständige Einkünfte.» tb

FDP-Grossrat und Fraktionspräsident Markus Ith

Das politische Engagement ist in Gefahr

Die zurücktretende Co-Präsidentin 
Yvonne Stempfel

ABSTIMMUNG VOM 17. JUNI 2012

Differenziertes 
Nein zur Managed-
Care-Vorlage 
Seebezirk / Die SP See hat im Rah-
men einer Sitzung des erweiterten 
Vorstands die Vorlagen für die eidge-
nössischen Abstimmungen vom 17. 
Juni 2012 beraten und ihre Abstim-
mungsparolen beschlossen.

Zur Revision des Bundesgesetzes 
über die Krankenversicherung (Mana-
ged Care) hat sich die Partei nach ein-
gehender fachlicher Diskussion für die 
Nein-Parole entschieden. Obwohl sie in 
freiwillig zustande gekommenen Ärz-
tenetzwerken ein starkes Potenzial für 
eine wirtschaftlichere Medizin und für 
eine bessere Qualität in der Behandlung 
von Patienten sieht, kann sich die Par-
tei nicht hinter die Vorlage stellen: Die 
neuen Netzwerke müssen mit den Kran-
kenkassen (mit Budgetverantwortung) 
Verträge abschliessen, deren Einfluss da-
durch grösser wird, und als gewinnorien-
tierte Gesellschaften richten sie sich nach 
dem Budget und nicht nach der Qualität. 
Zu leiden hätten chronisch Kranke oder 
auch Personen, die zum Zeitpunkt, in 
dem das Budget aufgebraucht ist, teure 
Medikamente oder Eingriffe benötigen. 
Diese Situation stellt auch Ärzte vor 
ethische Probleme. Die freie Arztwahl 
würden sich viele nicht leisten können. 

Zur Volksinitiative «Eigene vier 
Wände dank Bausparen» sagt die SP 
See Nein. Nach der deutlichen Ableh-
nung eines ähnlichen Begehrens in der 
Volksabstimmung vom 11. März ist aus 
den gleichen Gründen auch dieses Steu-
ergeschenk an Wohlbemittelte abzu-
lehnen. Mittelstandsfamilien verfügen 
nicht über das Einkommen, das es ihnen 
erlaubt, zusätzlich zu den rund 13 000 
Franken für die 3. Säule noch weite-
re 20 000 Fr. für das Bausparen auf die 
Seite zu legen. Kaum tragbar für Bund, 
Kantone und Gemeinden wären auch 
die hohen, aber nur schwer bezifferba-
ren Mindereinnahmen bei den Einkom-
menssteuern. 

Nein sagt die SP See ebenfalls zur Volks 
initiative «Staatsverträge vors Volk!», 
welche nur scheinbar eine Stärkung der 
demokratischen Rechte bedeuten wür-
de. Mit der bisherigen Regelung, in der 
die wichtigen internationalen Vereinba-
rungen dem fakultativen Referendum 
unterstellt sind, besteht eine genügende 
demokratische Kontrolle. Allzu häufige 
Abstimmungen über internationale Ver-
träge, die von geringer Bedeutung sind 
oder aber auch zu kompliziert sein kön-
nen, führt zur Verdrossenheit der Stimm-
bürgerinnen und -bürger und zu einer 
Beeinträchtigung der internationalen 
Beziehungen, worunter nicht nur unse-
re Wirtschaft, sondern das Wohlergehen 
des ganzen Landes zu leiden hätte. Eing.

Sicher am Wasser
Kinder halten sich gerne im und am 
Wasser auf: Wasser macht Spass und 
lädt zum Spielen ein! Leider kommt 
es dabei auch zu Unfällen. Bei Kin-
dern ist der häufigste Unfallhergang 
ein Sturz ins Wasser. An zweiter Stelle 
folgt das plötzliche, meist unbemerkte 
Untergehen. Ein Kind kann in weni-
ger als 20 Sekunden ertrinken – das 
geschieht fast immer lautlos. Tipps:
-  Kinder im und am Wasser immer 

im Auge behalten, Kleine in Reich-
weite! Siehe auch Baderegeln der 
Schweizerischen Lebensrettungsge-
sellschaft.

-  Die BFU empfiehlt Kindern von 6 
bis 9 Jahren, die schwimmen können, 
den Wasser-Sicherheits-Check WSC 
zu absolvieren. Kursangebot und 
Anmeldung auf www.swimsports.ch.

-  Beim Bootfahren immer eine ange-
passte Rettungsweste tragen.

-  Werden Sie Rettungsschwimmer. 
Kursangebot und Anmeldung auf:
www.slrg.ch, www.bfu.ch

TIPP


